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Die Europäische Union hat im Hinblick auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern in den 
letzten Jahrzehnten erhebliche Verbesserungen 
erzielt und ist weltweit auf dem Weg zur 
Gleichberechtigung und Chancengleichheit von 
Frauen führend. Von den 20 in Bezug auf die 
Gleichstellung der Geschlechter ranghöchsten 
Ländern weltweit sind laut dem SDG Gender 
Index, der im Rahmen der Initiative „Equal 
Measures 2030“ (eine Partnerschaft regionaler und 
internationaler Organisationen, die sich dafür 
einsetzen, die Gleichstellung von Frauen und 
Männern voranzubringen) erstellt wurde, 14 
Länder EU-Mitgliedstaaten. Allerdings besteht 
auch nach Ablauf der ersten beiden Jahrzehnte 
des 21. Jahrhunderts die Geschlechterungleichheit 
auf den Arbeitsmärkten sowie in den Bereichen 
Beschäftigung, Lebensqualität und 
Arbeitsbedingungen weiter fort. Die EU erreicht im 
Gleichstellungsindex 2020 im Durchschnitt 67,9 
von insgesamt 100 Punkten, eine Verbesserung 
von gerade einmal 5,9 Punkten seit 2005. 

Was die Erwerbsbeteiligung von Frauen anbetrifft, 
lautet eines der wichtigsten Ziele der EU, hohe 
Beschäftigungsquoten sowohl für Männer als auch 
für Frauen zu erzielen. Doch trotz eines 
kontinuierlichen Abbaus der geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede – gemessen als 
Differenz zwischen den Erwerbstätigenquoten von 
Männern und Frauen im Alter von 20 bis 64 Jahren 
– ist diesbezüglich in den letzten Jahren ein 
Stillstand zu beobachten, und Frauen gehen noch 
immer seltener einer bezahlten Arbeit nach als 
Männer. Darüber hinaus sind europäische 
Arbeitsmärkte weiterhin von einem hohen Maß an 
sektoraler und beruflicher Segregation geprägt. 
Frauen sind aber auch auf Teilzeit-, befristeten und 
schlecht bezahlten Arbeitsplätzen im Vergleich zu 
Männern überrepräsentiert, was ihre 
wirtschaftliche Unabhängigkeit schmälert. 

Der Abbau geschlechtsspezifischer 
Beschäftigungsunterschiede ist nicht nur für die 
Gleichstellung wichtig, sondern auch für eine 
nachhaltige Wirtschaft. Zahlreiche Studien, 
darunter auch Untersuchungen von Eurofound, 
zeigen, dass die Gleichstellung von Frauen und 
Männern auf dem Arbeitsmarkt zu erheblichen 
makroökonomischen Vorteilen führen könnte. 

Vor diesem Hintergrund wird mit diesem 
Kurzbericht ein zweifaches Ziel verfolgt. Zunächst 
wird die Entwicklung der geschlechtsspezifischen 
Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt in den 
letzten zwei Jahrzehnten bis zum Ausbruch von 
COVID-19 beschrieben. Dies umfasst eine 
aktualisierte Analyse der Kosten des geschlechts-
spezifischen Beschäftigungsgefälles. In den 
bisherigen Forschungsarbeiten von Eurofound 
wurden die Kosten auf 370 Mrd. EUR bzw. 2,8 % 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) der EU-27 im 
Jahr 2013 geschätzt. Im Rahmen der aktuellen 
Analyse werden die Kosten für jedes einzelne 
Jahr zwischen 2009 und 2018 geschätzt. 
Anschließend werden die unterschiedlich starken 
Auswirkungen der COVID-19-Krise auf Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt in den Fokus gerückt; hierzu 
werden vorliegende Daten und Fakten geprüft 
und neue Erkenntnisse aus der elektronischen 
Erhebung von Eurofound zum Thema Leben, 
Arbeiten und COVID-19 vorgelegt. 

Dieser Kurzbericht fließt in die Debatte über die 
Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem 
Arbeitsmarkt ein. Dabei wird hervorgehoben, 
dass sowohl in sozialer als auch wirtschaftlicher 
Hinsicht dringender Handlungsbedarf besteht, 
und es wird auf die mit den negativen 
sozioökonomischen Auswirkungen der 
Pandemiegrößere einhergehende Gefährdung 
von Frauen – insbesondere jungen Frauen und 
berufstätigen Müttern – im Vergleich zu 
Männern aufmerksam gemacht. 1
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Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist 
ein zentraler Wert, der im Vertrag über die 
Europäische Union gefördert wird, ein 
Grundrecht und ein Leitprinzip der 
europäischen Säule sozialer Rechte. In Kapitel 
1 der Säule sind die Grundsätze und Rechte 
aufgeführt, die das Fundament der 
Chancengleichheit und des 
Arbeitsmarktzugangs darstellen. Mit dem 
zweiten Grundsatz verpflichtet sich die EU, die 
Gleichbehandlung und Chancengleichheit von 
Frauen und Männern, einschließlich der 
Erwerbsbeteiligung, in allen Bereichen zu 
gewährleisten und zu fördern. Die Fortschritte 
bei der Verwirklichung der Ziele der Säule 
werden durch ein sozialpolitisches Online-
Scoreboard überwacht, mit dem Trends und 
Leistungen in den EU-Ländern beobachtet 
werden. Die geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede sind einer der        
12 Leitindikatoren des sozialpolitischen 
Scoreboards. 

Die Umsetzung der Säule ist eine gemeinsame 
politische Verpflichtung und Verantwortung. Es 
wurde bereits eine Reihe konkreter Initiativen 
auf europäischer Ebene ins Leben gerufen, um 
die darin genannten Grundsätze und Rechte 
umzusetzen. Die Präsidentin der Europäischen 
Kommission, Ursula von der Leyen, hat sich in 
ihren politischen Leitlinien zu der Säule 
bekannt und weitere Maßnahmen angekündigt 
Tatsächlich ist die Gleichstellung der 
Geschlechter auch im angepassten 

Arbeitsprogramm der Kommission 2020 eine 
politische Priorität. Am 5. März 2020 brachte 
die Kommission eine neue Strategie für die 
Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025 auf 
den Weg, in der politische Ziele und 
Maßnahmen vorgestellt werden, mit denen 
entscheidende Fortschritte auf dem Weg zu 
einem geschlechtergerechten Europa bis 2025 
erzielt werden sollen. Der Abbau 
geschlechtsspezifischer Diskrepanzen auf dem 
Arbeitsmarkt durch die Verwirklichung einer 
ausgewogenen Erwerbsbeteiligung gehört zu 
den wichtigsten Zielen der Strategie 
überhaupt, da noch immer mehr Frauen als 
Männer im Niedriglohnsektor und in 
niedrigeren beruflichen Positionen tätig sind. 

Die Fortschritte bei der 
Geschlechtergleichstellung in den 
Mitgliedstaaten, insbesondere auf ihren 
Arbeitsmärkten und im Hinblick auf soziale 
Inklusion und Bildung, werden im Rahmen des 
Europäischen Semesters überwacht. Ab dem 
Zyklus 2019-2020 werden in den 
Länderberichten des Europäischen Semesters 
die Fortschritte bei der Verwirklichung der 
Ziele für nachhaltige Entwicklung der 
Vereinten Nationen (SDG), auch in Bezug auf 
die Gleichstellung der Geschlechter, bewertet 
und eine ausführliche Analyse der 
länderspezifischen Herausforderungen 
vorgelegt. 
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Beschäftigung ist ein wesentlicher Bestandteil 
der Geschlechtergleichstellung: sie versetzt 
Frauen nicht nur in die Lage, ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen, sondern bietet 
ihnen auch die Möglichkeit, ihre Ambitionen 
und persönlichen Ziele zu verwirklichen und 
ihre Unabhängigkeit und Wahlfreiheit 
auszuüben. Obwohl die Erwerbstätigenquote 
der Frauen 2019 höher war als je zuvor und 
dem Beschäftigungsziel der Strategie Europa 
2020 bereits recht nahe kam, versucht die EU 
noch immer, geschlechtsspezifische 
Diskrepanzen zu überwinden und die 
Hindernisse zu beseitigen, die Frauen davon 
abhalten, Zugang zum Arbeitsmarkt zu finden 
und sich dort zu behaupten. Angesichts einer 
schrumpfenden Erwerbsbevölkerung und 
eines Fachkräftemangels erkennt die EU auch 
an, dass mit der Erhöhung der 
Erwerbstätigenquote der Frauen auch die 
Wirtschaft gestärkt wird. 

Der Ausbruch des COVID-19-Virus mit seinen 
unterschiedlichen sozioökonomischen 
Auswirkungen auf Männer und Frauen führt 
deutlich vor Augen, dass Frauen sowohl auf 
dem Arbeitsmarkt als auch außerhalb 
gefährdet sind, weil die Belastungen, denen sie 
ausgesetzt sind, durch die Gesundheitskrise 
noch zunehmen: von einem überproportional 
hohen Frauenanteil in den am stärksten 
betroffenen Wirtschaftszweigen bis hin zur 
ungleichen Aufteilung unbezahlter Hausarbeit 
und dem höheren Risiko von Konflikten 
zwischen Beruf und Privatleben. Die 
politischen Reaktionen auf die Pandemie 
müssen daher einer Geschlechterperspektive 
und den Bedürfnissen von Frauen Rechnung 
tragen. Dabei geht es nicht nur darum, die 
Errungenschaften der letzten Jahrzehnte im 
Hinblick auf die Geschlechtergleichstellung zu 
verteidigen oder seit langem bestehende 
Ungleichheiten zu überwinden, sondern auch, 
die Welt gerechter und widerstandsfähiger zu 
machen – zum Wohle von Männern und Frauen 
gleichermaßen. 
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£ Das geschlechtsbedingte Gefälle bei der Beschäftigung kam Europa im Jahr 2018 mit mehr als 
320 Mrd. EUR – entspricht 2,4 % des BIP der EU dieses Jahres – teuer zu stehen. In diesem Betrag 
sind die zusätzlichen Erträge in der Wirtschaft, der Anstieg der Sozialabgaben und die 
Einsparungen für die öffentliche Hand eingerechnet, die möglich würden, wenn die 
Erwerbstätigenquote von Frauen dieselbe wäre wie die von Männern. Es ist daher aus 
wirtschaftlicher Sicht absolut unumgänglich, diese Lücke zu schließen. 

£ Dies ist aber auch ein soziales Gebot, da sich dieses Gefälle auf das Leben von Frauen auswirkt, 
einschließlich auf ihre finanzielle Sicherheit und ihre Lebensqualität. Beispiel: 17,1 % der 
Rentnerinnen waren 2019 in der EU-27 armutsgefährdet gegenüber von 13,1 % der männlichen 
Ruheständler. Ein wesentlicher Faktor, der zu der Versorgungslücke beiträgt, ist, dass Frauen im 
Laufe ihres Lebens weniger Zeit einer Erwerbstätigkeit widmen. Hinzu kommt, dass 
erwerbstätige Frauen ihr Leben positiver beurteilen und im Durchschnitt sozial stärker integriert 
sind als Frauen, die keiner bezahlten Arbeit nachgehen. 

£ Nachdem sich das geschlechtsspezifische Gefälle bei der Beschäftigung mehrere Jahre 
hintereinander verkleinert hat, stagniert es seit 2014 und hat sich bei knapp unter 12 
Prozentpunkten eingependelt. 2019 lag es bei 11,7 Prozentpunkten, wobei 67,2 % der Frauen 
(im Alter von 20 bis 64 Jahren) erwerbstätig waren, gegenüber 78,9 % der Männer. 

£ Die Geschlechterungleichheit auf dem Arbeitsmarkt lässt sich auch an den Tätigkeiten ablesen, 
die von Frauen verrichtet werden: so sind Frauen beispielsweise in schlecht bezahlten 
Arbeitsverhältnissen wie Pflege, Reinigung und Einzelhandel überrepräsentiert. Auch wenn ihr 
Anteil an den Beschäftigten bei 48 % liegt, machen Frauen 58 % der Mindestlohnempfänger und 
62 % derjenigen Beschäftigten aus, die erheblich weniger als den Mindestlohn verdienen. 

£ Eine Folge der geschlechtsspezifischen Segregation auf dem Arbeitsmarkt ist, dass die             
COVID-19-Pandemie von Frauen einen höheren Tribut fordert als von Männern. Die am stärksten 
von sozialen Kontaktverboten und restriktiven Maßnahmen betroffenen Wirtschaftszweige sind 
diejenigen, die mit „interaktiven Dienstleistungen“ und physischer Interaktion zwischen 
Beschäftigten und Kunden einhergehen – Tourismus, Einzelhandel, Gaststättengewerbe und 
Luftverkehr –, und der Anteil von Frauen in diesen Tätigkeiten liegt bei 61 %.  

£ Junge Frauen haben im Zuge der Pandemie am ehesten ihre Arbeit verloren (11 % gegenüber 
9 % der jungen Männer). Frauen sind aber auch stärker gefährdet, den Erwerbstätigenstatus zu 
verlieren: von den Frauen, die vor dem Ausbruch arbeiteten und anschließend ihre Arbeit 
verloren, wurden 4 % zu Nichterwerbspersonen (gegenüber 1 % der Männer). 

£ Dadurch, dass während der Lockdowns in Europa weitgehend zu Hause gearbeitet wurde, kam 
es allgemein zu einem Ungleichgewicht zwischen Beruf und Privatleben, insbesondere jedoch 
für Frauen. So wurden mehr Frauen (24 %) als Männer (13 %) aufgrund familiärer 
Verpflichtungen daran gehindert, ihrer beruflichen Tätigkeit so viel Zeit zu widmen, wie sie 
wollten. 

 
 
 

Wichtigste Erkenntnisse
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Analyse der Faktenlage

Dieser Abschnitt umfasst zwei Teile. Der erste 
befasst sich mit der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen seit den frühen 2000er Jahren: 
Veränderung des geschlechtsbedingten 
Gefälles bei der Beschäftigung, anhaltende 
geschlechtsspezifische Segregation bei der 
Arbeit und deutliche Einkommensunterschiede. 
Er stellt eine Schätzung der monetären Kosten 
der geschlechtsspezifischen Beschäftigungs-
unterschiede in der EU in jedem Jahr von 2009 
bis 2018 vor. Im zweiten Teil wird beschrieben, 
wie sich die COVID-19-Pandemie auf die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen ausgewirkt hat, 
und es werden Erkenntnisse zu den Belastungen 
vorgestellt, denen Frauen ausgesetzt waren, die 
während der Lockdowns von zu Hause aus 
arbeiteten. Eine Zusammenfassung der 
politischen Reaktionen der Regierungen, mit 
denen erwerbstätige Frauen und Familien dabei 
unterstützt werden sollten, den Anforderungen, 
die unvermittelt an sie gestellt wurden, gerecht 
zu werden, rundet diesen Abschnitt ab. 

Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt 2002-2019 
Fortschritte bei der Erwerbsbeteiligung  
2019 waren mehr Frauen erwerbstätig als je zuvor. 
Auf EU-Ebene stieg die Erwerbstätigenquote für 
Frauen seit 2002 um 10,3 Prozentpunkte und 
erreichte 2019 67,2 % (Abbildung 1a). Die Erwerbs- 
tätigenquote der Männer nahm in diesem Zeitraum 
ebenfalls zu, und zwar um 4,2 Prozentpunkte auf 

78,9 %. Dies führte zu einem Abbau der 
geschlechtsspezifischen Beschäftigungs-
unterschiede – gemessen als Differenz zwischen 
den Erwerbstätigenquoten von Männern und 
Frauen im Alter von 20 bis 64 Jahren – um mehr 
als ein Drittel (von 17,8 Prozentpunkten 2002 auf 
11,7 Prozentpunkte 2019). 

Die größten Fortschritte wurden jedoch bis 2013 
verzeichnet; danach hat sich diese Entwicklung 
abgeflacht und das Gefälle blieb weitgehend 
unverändert. Der Stillstand bei der 
jahrzehntelangen Verringerung der 
geschlechtsspezifischen Schere kann sowohl auf 
die sektorale Segregation als auch die 
Besonderheiten der Finanzkrise 2008 
zurückgeführt werden. Als die Blase am                     
US-Immobilienmarkt platzte und die globalen 
Märkte in eine Rezession stürzte, waren die am 
stärksten gefährdeten Arbeitnehmer Männer, die 
im Bauwesen und im verarbeitenden Gewerbe 
arbeiteten. Infolgedessen verringerte sich das 
geschlechtsspezifische Gefälle 2009 am stärksten 
(um -1,6 Prozentpunkte), was hauptsächlich auf 
einen Rückgang der Erwerbstätigenquote der 
Männer zurückzuführen war (die um -2,1 
Prozentpunkte fiel gegenüber derjenigen für 
Frauen, die um -0,5 Prozentpunkte zurückging, 
wie aus Abbildung 1b hervorgeht). In den 
Folgejahren stiegen die Beschäftigungszahlen 
wieder, eine Entwicklung, die bei den Frauen 
früher einsetzte (2011) als bei den Männern 
(2014). Seit dem Ende dieser Krise zeichnete sich 
für beide Geschlechter ein positiver Trend ab, 
praktisch mit der gleichen Geschwindigkeit (eine 
Steigerung um ca. 0,9 Prozentpunkte pro Jahr).  



Auf Ebene der Mitgliedstaaten waren die 
Veränderungen der Erwerbstätigenquoten 
nach der Finanzkrise 2008 unterschiedlich 
(Abbildung 2). Manche Länder verzeichneten 
einen Anstieg der Beschäftigung von Frauen im 
Zeitraum 2008-2019, insbesondere Malta    
(+26,4 Prozentpunkte) sowie Tschechien          
(+10,2 Prozentpunkte) und Ungarn                     
(+12,8 Prozentpunkte). In anderen wiederum 

war der Anstieg eher gering, und in 
Griechenland war die Quote rückläufig                 
(-1,3 Prozentpunkte). Gleichzeitig fielen die 
lang anhaltenden negativen Auswirkungen der 
Finanzkrise auf die Beschäftigung der Männer 
in einigen der Mittelmeeranrainerstaaten, 
insbesondere Griechenland, Italien, Spanien 
und Zypern, noch drastischer aus. Das 
geringste geschlechtsbedingtes Gefälle bei der 
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Abbildung 1: Erwerbstätigenquoten für Frauen und Männer (%), geschlechtsspezifisches 
Gefälle (Prozentpunkte) und jährliche Veränderung (Prozentpunkte), EU-27, 2002-2019
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Hinweis: Altersgruppe 20-64 Jahre. 
Quelle: EU-Arbeitskräfteerhebung (EU-AKE) (lfsa_ergan)



Beschäftigung 2019 war in einigen baltischen 
und skandinavischen Ländern vorzufinden, 
allen voran in Litauen mit 1,6 Prozentpunkten. 
Obwohl Malta die geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede drastisch 
verringern konnte, wies es neben 
Griechenland, Italien und Rumänien (alle über 
19 Prozentpunkten) nach wie vor das größte 
Gefälle auf (20,7 Prozentpunkte). 

Die uneinheitlichen Beschäftigungs-
entwicklungen auf Ebene der Mitgliedstaaten 
in der Zeit nach der Krise führten dazu, dass 
sich die Länder im Hinblick auf die 
geschlechtsspezifischen Beschäftigungs-
unterschiede zwischen 2008 und 2009 
auseinanderentwickelten. Dies ist in Abbildung 

3a anhand des Anstiegs der 
Standardabweichung, einer Methode zur 
Messung der Konvergenz, dargestellt. Bei 
Betrachtung der letzten 20 Jahre insgesamt 
wird jedoch ein klarer Aufwärtskonvergenztrend 
deutlich (wobei die Konvergenz anhand einer 
weitgehend rückläufigen Standardabweichung 
dargestellt wird). Dies bedeutet, dass sich das 
Gefälle zwischen den Mitgliedstaaten erheblich 
verringert hat und zugleich das 
durchschnittliche geschlechtsspezifische 
Gefälle in der Beschäftigung abgebaut wurde 
(Abbildung 3b). Alles in allem erzielt die EU 
also eine Aufwärtskonvergenz in diesem 
Bereich, ein Ziel der europäischen Säule 
sozialer Rechte.  
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Abbildung 2: Erwerbstätigenquoten in den Mitgliedstaaten (%), nach Geschlecht, 2008 und 2019
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Hinweis: Altersgruppe 20-64 Jahre. Die Mitgliedstaaten sind nach der Frauen-Erwerbstätigenquote 2019 in aufsteigender 
Reihenfolge geordnet.  
Quelle: EU-AKE (lfsa_ergan)



Art und Qualität der Beschäftigung 
von Frauen 
Die geschlechtsspezifische Segregation ist über 
alle Branchen und Berufe hinweg noch immer 
tief verwurzelt. In allen Wirtschaftszweigen 
dominierten Frauen in der EU-27 2019 bei 
Tätigkeiten wie z. B. menschliche Gesundheit 
(auf die 75,8 % der Gesamtbeschäftigung in 

diesem Bereich entfällt), Bildung (72,6 %) und 
Einzelhandel (62,9 %) (Abbildung 4a). Diese 
drei Wirtschaftszweige vereinen 
zusammengenommen mehr als ein Drittel aller 
weiblichen Beschäftigten auf sich. Im Bereich 
Sozialarbeit und Heimpflege (in denen 
zusammen rund 8 % aller weiblichen 
Arbeitskräfte beschäftigt sind), sind nach wie 
vor mehr als 8 von 10 Beschäftigten Frauen. 
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Abbildung 3: Konvergenz bei den geschlechtsspezifischen Beschäftigungsunterschieden, 
EU-27, 2002-2019
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Die Daten über die Zusammensetzung 
verschiedener Berufe nach Geschlecht in der       
EU-27 für das Jahr 2018 zeigen, dass mehr als 
85 % der Reinigungskräfte und Hilfskräfte, 
Frühförderer, Pflegekräfte und des 
Krankenpflegepersonals Frauen sind, 
wohingegen nur ein Drittel der Sekretariatskräfte 
und des Verkaufspersonals im Einzelhandel 
Männer sind (Abbildung 4b). Rund ein Viertel 
aller weiblichen Beschäftigten konzentriert sich 
in diesen sechs Berufen, von denen viele 
schlecht bezahlt sind, was sich erheblich auf die 
wirtschaftliche Sicherheit von Frauen auswirkt. 

Frauen sind nach wie vor in 
Teilzeitarbeitsverhältnissen überrepräsentiert. 
2019 lag der Anteil der Frauen im Alter von               
20 bis 64 Jahren in der EU, die Teilzeit 
arbeiteten, bei fast 30 % gegenüber von 7,8 % 
bei den Männern. Die Tatsache, dass das 
Geschlechtergefälle bei Teilzeitbeschäftigten 
zwischen 2002 und 2019 nur marginal (um 1,5 
Prozentpunkte) größer wurde, ist ein Hinweis 
darauf, dass sich die Situation sogar etwas 
verschlechtert. Eine nähere Betrachtung der 
nationalen Ebene lässt einige deutliche 
Veränderungen erkennen: in den Niederlanden, 
dem Land mit dem höchsten Anteil 
teilzeitbeschäftigter Frauen (73,4 %), führte der 
relativ starke Anstieg des Anteils der Männer, 
die einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen       
(von 16,5 % auf 23,3 %), zu einem Abbau des 
geschlechtsspezifischen Gefälles (der jedoch 
nicht ausreichte, um das Land aus seiner 
Spitzenstellung in der EU zu verdrängen). Die 
Länder in Mittel- und Osteuropa sind bei dieser 
Beschäftigungsform weniger von 
Geschlechterunterschieden betroffen. 

Für alle, die sich aus freien Stücken dafür 
entscheiden, bietet eine Teilzeitbeschäftigung 
Flexibilität und Selbständigkeit. Sobald Teilzeit 
jedoch unfreiwillig verrichtet wird, schränkt diese 
Beschäftigungsform den Zugang zu besseren 
Arbeitsplätzen und zu Sozialschutz ein. Mit 
langfristigen Folgen für ihre finanzielle Stabilität 
und dem Risiko einer unsicheren Beschäftigung 
(infolge niedriger Löhne und einer geringen 
Lohnentwicklung) sind Frauen mit einer 
Teilzeitbeschäftigung auch deshalb benachteiligt, 
weil sie nur in begrenztem Maße 
Sozialversicherungsansprüche erwerben können. 
Dies wiederum verhindert eine Überbrückung 
des geschlechtsspezifischen Rentengefälles. 

Geschlechtsspezifische 
Einkommensunterschiede 
Auch im Hinblick auf das Einkommen werden 
Frauen noch immer benachteiligt. Auch wenn in 
den letzten Jahren mehr Frauen mehr gut 
bezahlte Arbeitsplätze annehmen, sind sie in 
gering bezahlten Stellen noch immer erheblich 
überrepräsentiert, wie Analysen von Eurofound 
(European Jobs Monitor 2015) und des 
Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen 
(EIGE, Gender, skills and precarious work in the 
EU) aufgezeigt haben. Eurofound hat in dem 
jährlichen Bericht über Mindestlöhne 2019 
festgestellt, dass Frauen unter den 
Mindestlohnempfängern in der EU überwiegen. 
Auch wenn ihr Anteil an den Beschäftigten im 
Jahr 2019 48 % betrug, machten Frauen 58 % 
der Mindestlohnempfänger und 62 % der 
Beschäftigten aus, die erheblich weniger als 
den Mindestlohn verdienten. Das geschlechts-
spezifische Gefälle bei den Mindestlöhnen war 
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Abbildung 4: Wirtschaftszweige und Berufe mit überwiegendem Frauenanteil in der EU-27, 
nach Anteilen beschäftigter Frauen und Männer
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Hinweise: Altersgruppe 20-64 Jahre. Wirtschaftszweige nach NACE Rev. 2 definiert (zweistellige Ebene) und Berufe nach 
ISCO-08 (dreistellige Ebene). Daten zu den Wirtschaftszweigen aus dem Jahr 2019 und zu den Berufen aus dem Jahr 2018. 
Quelle: Eurostat (lfsa_ean22d) und EU-AKE Mikrodaten



in Tschechien, den Niederlanden und Malta am 
größten, während es in Bulgarien und Estland 
unerheblich war. Außerdem verdienten Frauen 
2018 rund 14,8 % weniger pro Stunde als 
Männer (ein Rückgang von 1 Prozentpunkt im 
Vergleich zu 2010). 1 Die Unterschiede zwischen 
den Ländern sind eklatant: das 
geschlechtsspezifische Lohngefälle reichte von 
3 % in Rumänien bis zu 22,7 % in Estland.  

Ein Blick auf das Altersprofil des 
geschlechtsspezifischen Lohngefälles zeigt,  
dass dieses in der Regel für die jüngeren 
Altersgruppen erheblich geringer ist als bei 
älteren Arbeitnehmern. Dies ist auf 
Unterschiede beim Erwerbsverlauf zwischen 
Männern und Frauen zurückzuführen, da Frauen 
ihre Erwerbstätigkeit im Laufe ihres Berufslebens 
unterbrechen. Da die Ruhegehaltsansprüche 
durch Löhne und andere Einkommen bestimmt 
werden, können die geschlechtsspezifischen 
Unterschiede, die im Laufe des Lebens 
auflaufen, die Lebensqualität von Frauen nach 
ihrer Pensionierung erheblich beeinträchtigen. 
Obwohl sich das geschlechtsspezifische 
Rentengefälle in der EU im Vergleich zu 2010 
verringert hat, lag das Altersruhegeld, das 
Frauen über 65 im Jahr 2018 bezogen, noch 
immer durchschnittlich 30 % unter demjenigen 
von Männern. 

Da das Einkommen von Frauen eng mit dem 
Wohlbefinden der Kinder verwoben ist, ist 
darüber hinaus die Unfähigkeit, genug zu 
verdienen (insbesondere für alleinerziehende 
Mütter), untrennbar mit Kinderarmut 
verknüpft. Sie ist aber auch mit Altersarmut 
verbunden: da das Lohngefälle in der Regel 
auch zu einem Rentengefälle führt, reicht das 
Armutsrisiko weit über das Berufsleben von 
Frauen hinaus: 17,1 % der Rentnerinnen lebten 
2019 in der EU-27 in Armut, im Vergleich zu 
13,1 % der männlichen Ruheständler. 

Anhaltende wirtschaftliche Verluste 
aufgrund des geschlechtsspezifischen 
Gefälles 
Zahlreiche internationale Studien stimmen darin 
überein, dass eine bessere Gleichstellung von 
Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt zu 
erheblichen unmittelbaren makroökonomischen 
Vorteilen führen könnte. Ein Ausbau der 
weiblichen Belegschaft würde das Potenzial in 
sich tragen, dem BIP und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen mittel- und langfristig einen 
gewaltigen Schub zu verleihen. Im globalen 
Maßstab wurde in einem Bericht des McKinsey 
Global Institute festgestellt, dass zum weltweiten 

BIP bis 2025 noch 28 Billionen US-Dollar                   
(24 Billionen EUR) (dies entspricht 26 % des 
jährlichen Wertes) hinzuaddiert werden könnten, 
wenn Frauen genauso am Wirtschaftsleben 
teilnehmen könnten wie Männer, sprich: ein 
Szenario, das eine Situation darstellt, in der das 
„volle Potenzial“ ausgeschöpft wird (Madgavkar 
et al., 2016). Eine neuere Studie des EIGE über 
Europa ergibt, dass die Verbesserung der 
Gleichstellung der Geschlechter bis 2050 zu 
einem Anstieg des BIP pro Kopf in der EU von   
6,1 % auf 9,6 % führen würde, dies entspricht 
einer Zunahme von 1,95 auf 3,15 Billionen EUR. 
Die Studie gelangte außerdem zu dem Ergebnis, 
dass dies zur Schaffung von schätzungsweise   
6,3 bis 10,5 Millionen zusätzlicher Arbeitsplätze 
führen könnte (EIGE, 2017b). 

Aufgrund der vorhandenen Literatur hat 
Eurofound 2016 im Rahmen einer neuartigen 
methodischen Vorgehensweise neue und 
detaillierte Daten und Fakten über die 
wirtschaftlichen Einbußen infolge der 
geschlechtsspezifischen Beschäftigungs-
unterschiede in jedem Mitgliedstaat vorgelegt. 
Dies ermöglichte ein besseres Verständnis der 
monetären Vorteile der Schließung der 
geschlechtsspezifischen Lücke bei der 
Erwerbsbeteiligung im Hinblick auf Verdienste 
und Sozialbeiträge, die der Wirtschaft aufgrund 
der Ausgrenzung von Frauen von der 
Beschäftigung sowie aufgrund von 
Transferleistungen aus öffentlichen Geldern an 
nicht erwerbstätige Frauen entgehen (eine 
Zusammenfassung der methodischen 
Vorgehensweise siehe Kasten 1). Bei der 
Untersuchung wurde davon ausgegangen, dass 
der EU-28 im Jahr 2013 aufgrund der 
geschlechtsspezifischen Beschäftigungs-
unterschiede schätzungsweise mehr als 370 
Milliarden EUR entgingen, dies entspricht 2,8 % 
des BIP. 

In der Studie wurde außerdem hervorgehoben, 
wie Beschäftigungseffekte weit über den 
Bereich der Wirtschaft hinausreichen und auch 
das Wohlbefinden der Menschen und die 
Gesellschaft beeinflussen. Die Ergebnisse einer 
Analyse der Europäischen Erhebung zur 
Lebensqualität (EQLS) von Eurofound haben 
gezeigt, dass Frauen, die erwerbstätig sind, ihr 
Leben positiver beurteilen. Sie sind sozial 
stärker integriert als Frauen, die nicht arbeiten; 
bei ihnen ist die Wahrscheinlichkeit geringer, 
dass sie sich von der Gesellschaft 
ausgeschlossen fühlen, und sie besitzen ein 
stärkeres soziales Beziehungsnetzwerk und 
betätigen sich auch eher politisch. 
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1 Die neuesten verfügbaren Daten für den SDG-Indikator „Lohngefälle zwischen Männern und Frauen (unbereinigt)“ bezieht sich für 
die meisten Mitgliedstaaten auf 2018; Ausnahmen sind Irland und Italien (2017) sowie Griechenland (2014). 



Diese Erkenntnisse machen deutlich, dass 
Beschäftigung eine zentrale Rolle spielt, wenn es 
darum geht, Frauen nicht nur in die Lage zu 
versetzen, ihren Lebensunterhalt zu verdienen, 
sondern ihnen auch das nötige Rüstzeug an die 
Hand zu geben, damit sie ihre Ambitionen und 
persönlichen Ziele verwirklichen können, und 
ihre Unabhängigkeit und Wahlfreiheit zu fördern. 

Entwicklung der Kosten der 
geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede 
Die nächste Analyse beruht auf den 
Forschungsarbeiten von Eurofound des Jahres 
2016 und zieht zur Vorstellung aktualisierter 
Schätzungen der Kosten der geschlechts-
spezifischen Beschäftigungsunterschiede in 
Europa die neuesten verfügbaren Daten der       
EU-AKE heran. In Abbildung 5 ist die 
Entwicklung der Kosten in der EU-27 in den 
vergangenen zehn Jahren dargestellt. Die 

Abbildung zeigt, dass die Gesamtkosten von 
rund 368 Mrd. EUR 2009 auf 320 Mrd. EUR 2018 
gesunken sind. Doch genau wie die Entwicklung 
des geschlechtsbedingten Gefälles bei der 
Beschäftigung wurden die größten Fortschritte 
bei der Verringerung der damit verbundenen 
Kosten in der ersten Hälfte dieses Zeitraums 
erzielt. Ab dem Jahr 2013 kam es während der 
Konjunkturbelegung absolut betrachtet 
(Milliarden Euro) zu einer Abflachung der 
Kostenentwicklung, mit nur kleinen 
Abweichungen, allerdings waren die Kosten 
relativ gesehen weiter rückläufig (Anteil am BIP). 

Der wirtschaftliche Verlust in Höhe von                 
320 Mrd. EUR 2018, dies entspricht 2,4 % des 
BIP der EU in diesem Jahr, ist noch immer sehr 
hoch. Rund 87 % der Gesamtkosten, d. h.          
284 Mrd. EUR, setzen sich aus Einkommen und 
Sozialbeiträgen zusammen, die der Wirtschaft 
aufgrund der Ausgrenzung von Frauen von der 
Beschäftigung verloren gehen. Die übrigen         
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Bei der Berechnung werden zwei Arten von Kosten berücksichtigt:  

£ Direkte Kosten für die öffentliche Hand, dies entspricht den potenziellen Einsparungen bei 
Transferleistungen aus öffentlichen Geldern (Sozialleistungen), wenn Frauen am 
Arbeitsmarkt teilnehmen (bzw. dorthin zurückkehren) 

£ Indirekte Ressourcenkosten, dies entspricht den Einkommen und Sozialbeiträgen, die der 
Wirtschaft aufgrund von Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbstätigkeit von Frauen im Alter 
von 20 bis 64 Jahren entgehen.  

Der erste Schritt bei der Berechnung bestand darin, diese beiden Kostenarten für jeden 
Mitgliedstaat zu schätzen. Diese Schätzung erfolgte anhand der Daten 2013 der EU-Statistik 
über Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC). Durch Anwendung einer Propensity-
Score-Matching-Methode wurde die Differenz beim mittleren Einkommen zwischen 
erwerbstätigen und nicht erwerbstätigen Frauen der gleichen Altersgruppe und Bildungsstufe 
ermittelt, die hinsichtlich der beobachtbaren Merkmale, die die Entscheidung einer Frau 
beeinflussen, ob sie arbeiten soll oder nicht, möglichst ähnlich waren. 

Anschließend wurde anhand dieser veranschlagten Stückkosten des Ausschlusses von Frauen 
aus dem Arbeitsmarkt der wirtschaftliche Gesamtverlust ermittelt. Hierzu wurden die zuvor 
geschätzten Zahlen mit der Zahl der Frauen multipliziert, deren Erwerbsbeteiligung 
erforderlich gewesen wäre, um die Kluft zwischen den Geschlechtern zu überbrücken. Auf der 
Grundlage von Daten der EU-AKE bedeutete dies, dass die Zahl der Frauen berechnet wird, die 
arbeiten müssten, damit die Erwerbstätigenquote für Frauen jeder Alters- und Bildungsgruppe 
der für Männer entspricht. Daher stützt sich die Analyse allein auf die Angebotsseite und auf 
eine reine Kostenrechnung. 

In diesem Kurzbericht werden die Gesamtkosten der geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede für jedes Jahr zwischen 2009 bis 2018 anhand der geschätzten 
Stückkosten des Ausschlusses von Frauen aus dem Arbeitsmarkt für das Jahr 2013 ermittelt. 
Dies bedeutete, dass die Werte der für 2013 veranschlagten Stückkosten konstant gehalten und 
nur Veränderungen der Zusammensetzung der weiblichen und männlichen Erwerbstätigen 
Rechnung getragen werden mussten. 

Kasten 1: Methodik zur Berechnung der Kosten der 
geschlechtsspezifischen Beschäftigungsunterschiede



11 % entfallen auf die Kosten für die öffentliche 
Hand, d. h. die Summe der Sozialleistungen, 
die an nicht erwerbstätige Frauen erbracht 
werden. 

Auf Ebene der Mitgliedstaaten reichten die 
Kosten der geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede von über 88 Mrd. 
EUR in Italien bis zu rund 234 Mio. EUR in 
Lettland. Generell hängt die Höhe der Kosten 
sowohl von der absoluten Größe der Lücke als 
auch von der Zusammensetzung der 
erwerbstätigen Frauen ab, da die Kosten 
berechnet wurden, um die Beschäftigungsstruktur 
von Männern nachzubilden. Die 
Schwankungen zwischen den Ländern hängen 
auch von den Unterschieden bei den 
Stückkosten der Arbeitslosigkeit und 
Nichterwerbstätigkeit von Frauen jeder 
Altersgruppe und Bildungsstufe ab. 

Die Ressourcenkosten sind in jedem der 
Mitgliedstaaten erheblich höher als die Kosten 
für die öffentliche Hand. Wie Abbildung 6 zeigt, 
ist Italien das Land mit den höchsten 
Ressourcenkosten (über 86 Mrd. EUR), gefolgt 
von Deutschland (39 Mrd. EUR) und Frankreich 
(35 Mrd. EUR). Am niedrigsten sind sie in 
Lettland und Litauen (beide 209 Mio. EUR) und 
Estland (338 Mio. EUR).  

Die Kosten für die öffentliche Hand, gemessen 
als Anteil an den Gesamtkosten, reichen von 
weniger als 4 % in Italien (die niedrigsten 
Kosten in Höhe von 2 %), Bulgarien, Kroatien, 
Griechenland und Rumänien bis zu über 23 % 
in Finnland, den Niederlanden, Schweden und 
Dänemark (die höchsten Kosten mit 35 %) und 
bilden verschiedene Wohlfahrtsmodelle ab 
(Abbildung 7). 
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Abbildung 5: Absolute und relative Kosten der geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede, EU-27, 2009-2018
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Abbildung 6: Ressourcenkosten der geschlechtsspezifischen Beschäftigungsunterschiede, 
nach Mitgliedstaat, 2018
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Hinweis: Die Länder sind nach Ressourcenkosten (in Milliarden Euro) geordnet. 
Quelle: EU-AKE Mikrodaten 2018 und EU-SILC 2013, Berechnung der Autoren

Abbildung 7: Kosten der geschlechtsspezifischen Beschäftigungsunterschiede für die 
öffentliche Hand, nach Mitgliedstaat, 2018

0

5

10

15

20

25

30

35

40

0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

%

M
il

li
a

rd
e

n

Kosten für die öffentliche Hand (linke Achse) Kosten für die öffentliche Hand, 
Anteil an den Gesamtkosten (rechte Achse)

Deu
ts

ch
la

nd
Fr

an
kr

ei
ch

N
ie

der
la

nde
Span

ie
n

Dän
em

ar
k

Bel
gi

en
Ita

lie
n

Sch
w

ed
en

Pole
n

Tsc
hec

hie
n

Fi
nnla

nd
Irl

an
d

Ö
st

er
re

ic
h

U
nga

rn
Port

uga
l

Grie
ch

en
la

nd
Slo

w
ak

ei
Est

la
nd

Lu
xe

m
burg

Rum
än

ie
n

Slo
w

en
ie

n
Li

ta
uen

Zyp
er

n
M

al
ta

Kro
at

ie
n

Bulg
ar

ie
n

Le
tt

la
nd

Hinweis: Die Länder sind nach Kosten für die öffentliche Hand (in Milliarden) geordnet. 
Quelle: EU-AKE Mikrodaten 2018 und EU-SILC 2013, Berechnung der Autoren
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Bei einer relativen Betrachtung der Kosten der 
geschlechtsspezifischen Beschäftigungs-
unterschiede als Anteil am BIP müssen die 
Mittelmeeranrainerstaaten die größte 
Belastung verkraften: Griechenland 
verzeichnete einen Verlust in Höhe von 5,4 % 
des BIP, gefolgt von Italien (5 %), Malta (4,1 %), 
Zypern (3,4 %) und Spanien (3,1 %). Die Länder 
mit den niedrigsten wirtschaftlichen Verlusten 
sind Lettland (0,81 %) und Litauen (0,59 %) 
(Abbildung 8). 

Auch wenn die Untersuchung der Kosten der 
geschlechtsspezifischen Beschäftigungs-
unterschiede in Europa das Ausmaß des 
potenziellen Mehrwerts einer höheren 
weiblichen Erwerbsbeteiligung deutlich vor 
Augen führt, stellt sie noch lange keine 
umfassende Analyse des Problems dar. 

Tatsächlich besitzen die unbezahlten 
Tätigkeiten, die Frauen im Haushalt verrichten, 
einschließlich der Betreuung von Kindern oder 
älteren pflegebedürftigen Angehörigen und der 
üblicherweise anfallenden Hausarbeit, einen 
erheblichen monetären Wert und wirken sich 
positiv auf makroökonomische Indikatoren 
aus. Wenn der Wert der Arbeit, die Frauen 
unbezahlt verrichten, honoriert wird, können 
verschiedene Wirtschaftszweige in die richtige 
Perspektive gerückt werden, und Frauen 
erhalten die Anerkennung, die sie für diesen 
Beitrag verdienen. Die Wertschätzung 
unbezahlter Tätigkeiten ist auch ein wichtiger 
Beitrag zur Politikgestaltung, denn sie hilft, die 
potenziellen Auswirkungen von Maßnahmen 
zur Förderung einer gerechten Aufteilung von 
Betreuungspflichten im Haushalt zu beurteilen. 
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Abbildung 8: Kosten der geschlechtsspezifischen Beschäftigungsunterschiede als Anteil am 
BIP, Mitgliedstaaten, 2018
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COVID-19 fordert von Frauen 
einen höheren Tribut 
Rückläufige weibliche 
Erwerbsbeteiligung 
Den jüngsten, von Eurostat im November 
veröffentlichten monatlichen Arbeitslosenzahlen 
zufolge lag die Arbeitslosenquote der Frauen in 
der EU im September 2020 bei 7,9 %, dies 
entspricht einem Anstieg gegenüber 7,8 % im 
Juli und 6,9 % im April. Die Arbeitslosenquote 
der Männer stieg von 6,5 % im April auf 7,1 % im 
September, was bedeutet, dass die 
geschlechtsspezifische Schere zwischen den 
Geschlechtern um weitere 0,4 Prozentpunkte 
aufgegangen ist. Geringfügige geschlechts-
spezifische Unterschiede hinsichtlich der 
Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden, 
schlagen sich auch in den Daten von Eurofound 
aus der elektronischen Erhebung „Leben, 
Arbeiten und COVID-19“ vom April 2020 nieder. 

Daten aus der zweiten Erhebungswelle vom 
Juli deuten darauf hin, dass der Anteil der 
Befragten, die seit Ausbruch der Pandemie 
arbeitslos wurden, bei den Frauen etwas höher 
ausfiel als bei den Männern (9 % bzw. 8 %). Die 
Daten zeigen aber auch, dass die 
geschlechtsspezifische Diskrepanz offenbar bei 
bestimmten Alters- und Geschlechtergruppen 
stärker ausgeprägt ist. Die Wahrscheinlichkeit, 
den Arbeitsplatz zu verlieren, war bei jungen 
Frauen im Alter von 18 bis 34 Jahren am 
größten (11 % gegenüber 9 % bei jungen 
Männern). Darüber hinaus waren es eher 
Frauen, die aus dem Arbeitsmarkt ausschieden, 
weil sie mehr Betreuungspflichten im Haushalt 
übernehmen mussten, was längerfristig dazu 
führt, dass sie ihre Situation als demotivierend 
empfinden und sich noch weiter vom 
Arbeitsmarkt entfernen. Tatsächlich zeigen die 
Daten der elektronischen Erhebung von 
Eurofound, dass unter denjenigen, die vor 
Ausbruch der Pandemie arbeiteten und 
anschließend ihren Arbeitsplatz verloren,           
4 % der Frauen ihre Erwerbstätigkeit aufgaben, 
im Vergleich zu 1 % der Männer. Der Anteil 
derjenigen, die für eine Erwerbstätigkeit zur 
Verfügung standen, jedoch nicht nach einer 
Beschäftigung suchten, nahm bei den Frauen 
mit einem Anstieg von 3,6 % auf 5,4 %                
(der erweiterten Erwerbsbevölkerung im Alter 
von 15 bis 74 Jahren) ebenfalls stärker zu als 
bei den Männern, was dazu führte, dass die 
geschlechtsspezifische Schere zwischen dem 
letzten Quartal 2019 und dem zweiten Quartal 
2020 noch weiter auseinanderklaffte. 

Kürzere Arbeitszeit  
Statt auf Kündigungen griffen die 
Unternehmen zur Bewältigung der Pandemie 
in der Frühphase am ehesten auf Kurzarbeit 
und vorübergehende Entlassungen zurück. 

Solche Entwicklungen finden bis zu einem 
gewissen Grad ihren Niederschlag in einem 
Rückgang des Index der in der Haupttätigkeit 
tatsächlich geleisteten Gesamtstunden 
(berechnet unter Bezugnahme auf 2006 als 
Referenzjahr mit einem Index von 100 Punkten) 
von 101,8 Indexpunkten auf 86 Indexpunkte 
zwischen dem letzten Quartal 2019 und dem 
zweiten Quartal 2020. Dieser Rückgang der 
tatsächlich geleisteten Gesamtarbeitsstunden 
war bei Frauen (-18,1 %) stärker ausgeprägt als 
bei Männern (-14,3 %). Die Daten der 
elektronischen Erhebung von Eurofound 
machen aber auch deutlich, dass der Anteil der 
Befragten, deren Arbeitszeit aufgrund der 
Pandemie im April und im Mai deutlich verkürzt 
wurde, bei Frauen höher war als bei Männern. 
Die Kluft war auch hier bei jungen Menschen 
besonders ausgeprägt (35,3 % bei Frauen 
gegenüber 31,9 % bei Männern). 

Einer der Hauptgründe, weshalb die 
Maßnahmen im Zusammenhang mit COVID-19 
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt einen 
unverhältnismäßig hohen Tribut fordern, ist das 
Ungleichgewicht zwischen den Geschlechtern 
bei verschiedenen Tätigkeiten in der Wirtschaft. 
Während die vorherige wirtschaftliche Rezession 
den männlich dominierten Sektoren, die 
empfindlicher auf Konjunkturschwankungen 
reagieren, wie zum Beispiel Baugewerbe und 
verarbeitendes Gewerbe, den härtesten Schlag 
versetzte, weist die aktuelle Krise aufgrund ihres 
ungewöhnlichen Charakters neuartige 
Merkmale auf. Erstens arbeiten Männer mit 
Ausnahme des Gesundheitswesens eher in 
Bereichen, die als systemrelevante 
Wirtschaftstätigkeiten gelten und während eines 
Lockdowns weniger stark einschränkenden 
Maßnahmen ausgesetzt sind, wie 
Verkehrswesen, Schutzdienste, Landwirtschaft 
oder Wartung und Instandhaltung. Zweitens hat 
die COVID-19-Krise viele Dienstleistungsbereiche 
getroffen, die mit häufigen Kontakten mit 
Kunden und Auftraggebern verbunden sind. 
Eine Studie von Eurofound aus der jüngsten Zeit 
zeigt, dass „interaktive Dienstleistungen“ eine 
Frauendomäne sind, auf die 61 % der 
Beschäftigten in diesem Bereich entfallen. Dazu 
zählen Tätigkeiten wie Verkäufer, Reiseleiter, 
Friseur und Flugbegleiter – Tätigkeiten, bei 
denen häufig nicht das komplette Spektrum 
beschäftigungsbezogener Sozialversicherungs-
ansprüche erworben werden kann. 
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Konflikte zwischen Beruf und 
Privatleben nehmen zu  
2019 arbeiteten rund 11 % der abhängig 
Beschäftigten zumindest zeitweise von zu 
Hause aus, mit sehr ähnlicher Häufigkeit für 
Frauen und Männer. Doch angesichts dessen, 
dass viele Betriebe seit dem Frühjahr 2020 
schließen mussten, wurde Telearbeit für viele 
Beschäftigten zur üblichen Arbeitsweise. Die 
Daten aus der ersten Runde der elektronischen 
Erhebung von Eurofound zu COVID-19 zeigen, 
dass mehr als ein Drittel (39 %) der Beschäftigten 
angab, aufgrund der Pandemie von zu Hause 
aus zu arbeiten. Frauen berichteten etwas eher 
als Männer, dass sie damit begonnen haben, 
von zu Hause aus zu arbeiten (41 % contra 37 % 
im April 2020) (Europäische Kommission und 
Eurofound, 2020).  

In einer von Kontaktreduzierung und 
Lockdown geprägten Zeit ist Telearbeit ein 
Schlüsselfaktor für die Aufrechterhaltung des 
Geschäftsbetriebs, und generell würde ein 
Anstieg der Zahl der Frauen, die Telearbeit 
verrichten, als positive Entwicklung gewertet. 
Das ist ein Beleg dafür, dass die Arbeitszeit 
flexibler wird und sich Beruf und Privatleben 
besser miteinander vereinbaren lassen. 
Allerdings bedeutete die Schließung der 
Schulen während der ersten Welle des Virus, 

dass es für viele berufstätige Mütter schwierig 
war, von zu Hause aus zu arbeiten, da sie 
Arbeit, Unterricht in den eigenen vier Wänden 
und Kinderbetreuung – alles innerhalb 
desselben Zeit- und Raumfensters – unter 
einen Hut bringen mussten. 

Die Pandemie hat tatsächlich eine Welle an 
Betreuungsbedürfnissen nie gekannten 
Ausmaßes in der Gesellschaft und in 
Haushalten ausgelöst. Einige der anfänglich 
von den meisten Regierungen zur Bekämpfung 
der Ausbreitung des Virus ergriffenen 
Maßnahmen, einschließlich der Schließung 
von Kindertagesstätten und Schulen und des 
Herunterfahrens öffentlicher Dienste, stellten 
neben der völligen Überlastung des 
Gesundheitssystems und der erhöhten 
Sicherheitsvorkehrungen für schutzbedürftige 
Familienangehörige (insbesondere ältere 
Menschen) noch eine zusätzliche Belastung für 
Familien dar. Und von dieser Mehrfachbelastung 
waren Frauen am stärksten betroffen. 

Die Daten der elektronischen Erhebung von 
Eurofound vom April zeigen, dass eine 
Konzentration von Tätigkeiten zu Hause 
während der Krise allgemein dazu führte, dass 
es immer schwieriger wurde, Beruf und 
Privatleben zu vereinbaren, vor allem für 
Frauen (Abbildung 9). 
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Abbildung 9: Anteil der Frauen und Männer mit kleinen Kindern im Haushalt, die Konflikte 
zwischen Beruf und Privatleben erlebten, EU-27, April 2020
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Unter den Frauen und Männern mit kleinen 
Kindern (im Alter von 0 bis 11 Jahren) fiel es fast 
einem Drittel der erwerbstätigen Frauen 
schwer, sich auf die Arbeit zu konzentrieren 
(gegenüber einem Sechstel der Männer), 
während mehr Frauen (24 %) als Männer (13 %) 
aufgrund familiärer Verpflichtungen davon 
abgehalten wurden, ihren beruflichen Aufgaben 
so viel Zeit zu widmen, wie sie dies gerne getan 
hätten. Doch die Arbeit beeinflusst auch das 
Familienleben: 32 % der Frauen in dieser 
Gruppe gaben an, dass ihre Tätigkeit sie davon 
abhielt, sich auf ihre Familie zu konzentrieren, 
gegenüber von 25 % der Männer. 

Die durch diese Konflikte bedingte 
Überforderung kann das psychische 
Wohlbefinden von Frauen stärker 
beeinträchtigen als das von Männern: unseren 
Daten zufolge fühlten sich Frauen mit kleinen 
Kindern eher angespannt als Männer der 
gleichen Kategorie (23 % gegenüber 19 %), sie 
fühlten sich einsam (14 % gegenüber 6 %) und 
deprimiert (14 % gegenüber 9 %). Das gleiche 
Muster ist bei Frauen und Männern mit Kindern 
im Alter von 12 bis 17 Jahren zu erkennen, 
auch wenn die Unterschiede hier geringer sind. 
Alles in allem blickten die weiblichen Befragten 
weniger optimistisch in die Zukunft als die 
männlichen, ein Ergebnis, das sich zwischen 
April und Juli verschlechterte. 

Ein Silberstreif am Horizont der aktuellen Krise 
könnte sich im Zusammenhang mit den 
gesellschaftlichen Normen ergeben: Väter 
haben jetzt mehr Verantwortung im Haushalt 
übernommen, und daraus erwachsen 
Chancen, die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung wieder ins Gleichgewicht zu 
bringen (Alon et al., 2020). Die tiefgreifende 
Störung der Familiendynamik könnte eine 
Einstellungsänderung bewirken und die 
Entwicklung von Geschlechternormen hin zu 
ausgewogeneren Rollenmustern 
beschleunigen (Andrew et al., 2020; Hupkau 
und Petrongolo, 2020), insbesondere, da 
Verlagerungen bei den Pflichten durchgängig 
und auf breiter Front stattfanden und alle 
Familien davon betroffen waren. Diese 
Veränderungen sind allerdings eine 
unbeabsichtigte Folge der Maßnahmen zur 
Bewältigung von Problemen der öffentlichen 
Gesundheit. Wenn diese nachhaltige Wirkung 
zeigen sollen, müssen sie durch wohl überlegte 
Maßnahmen verstärkt werden, mit denen eine 
ausgewogenere Arbeitsteilung bei der 
Betreuung von Kindern gefördert wird (Sevilla 
und Smith, 2020). 

Politische Reaktionen auf die 
COVID-19-Krise 
Die COVID-19-Krise bringt die ernste Gefahr mit 
sich, dass die in mehreren Jahrzehnten 
erkämpften Errungenschaften wieder zunichte 
gemacht werden, vor allem, wenn die Tätigkeit 
in weiblich dominierten Branchen weiter 
eingeschränkt wird. Mehrere internationale 
Organisationen und Wissenschaftler haben 
politische Empfehlungen unterbreitet, um 
Regierungen und Interessenträger dabei zu 
helfen, die geschlechtsspezifischen 
Auswirkungen der Pandemie zu begrenzen. Zu 
diesen kurzfristigen politischen Maßnahmen 
gehörten u. a. Folgende: 

1. 1Urlaubs- und flexible 
Arbeitszeitregelungen, damit Beschäftigte 
ihre Arbeit behalten und ihren familiären 
Verpflichtungen nachkommen können 

2. Kinderbetreuungsgeld als Entlastung für 
Eltern, die Schwierigkeiten hatten, die 
durch die Krise ausgelöst wurden 

3. Finanzhilfen für besonders hart betroffene 
Familien, etwa Familien mit geringen 
Einkommen und Alleinerziehende 
(vorwiegend Mütter) 

4. Maßnahmen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen (die Gruppe 
mit dem höchsten Risiko eines 
Einkommensverlustes) zum Schutz vor 
Armut 

Die Einträge in der Datenbank COVID-19 EU 
PolicyWatch von Eurofound weisen darauf hin, 
dass die meisten Mitgliedstaaten rasch damit 
begonnen haben, einige dieser wirtschafts- und 
sozialpolitischen Maßnahmen zu ergreifen: 

1. Zur Verringerung der Zusatzbelastung 
berufstätiger Eltern in Verbindung mit der 
Kinderbetreuung wurde Betreuungszeit in 
Form von bezahltem Urlaub (Belgien, 
Griechenland, Italien, Luxemburg, 
Österreich, Rumänien und Zypern) oder 
Krankschreibung (Frankreich) gewährt. 
Ebenso hat Spanien Beschäftigten mit 
Betreuungspflichten das Recht auf eine 
flexible Arbeitszeitregelung und eine 
Verkürzung der Arbeitszeit gewährt, um 
Eltern dabei zu unterstützen, Beruf und 
Privatleben besser miteinander zu 
vereinbaren. 
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2. Eltern von Kleinkindern wurden Zulagen in 
Form von Einmalzahlungen oder für die 
Dauer der Schulschließungen gewährt 
(Bulgarien, Deutschland, Italien, Lettland, 
Litauen, Österreich, Polen, Slowenien und 
Tschechien), und für Beschäftigte, die sich 
um Kinder oder Personen mit 
Behinderungen kümmerten, wurden 
Lohnersatzleistungen eingeführt 
(Deutschland und Litauen). 

3. Es wurden Härtefall-Gelder zum Schutz 
von Familien in schwierigen Lagen 
bereitgestellt (Belgien, Österreich, 
Portugal und Spanien). Manche Länder 
stockten die bereits bestehenden 
Leistungen auf (Lohnergänzungsleistungen 
in Malta) oder führten neue ein (Pflegegeld 
in der Slowakei und Elterngeld in Malta). In 
Frankreich, Griechenland und Litauen 
erhielten Mitarbeiter des 
Gesundheitswesens und andere 
Beschäftigte, die in Corona-Hotspots 
arbeiteten (Gruppen, deren 
wirtschaftlicher Wert für gewöhnlich 
unterschätzt wird), Lohnzulagen oder 
Sonderprämien. 

4. Für unterschiedliche Gruppen 
benachteiligter Arbeitnehmer wurden 
gezielt konkrete Maßnahmen getroffen. In 
Portugal und Spanien erhielten 
inländische Beschäftigte finanzielle 
Unterstützung, weil sie keine Arbeit hatten, 
während Italien die Beschäftigung dieser 
Gruppe legalisierte, um sowohl für 
einheimische Arbeitnehmer als auch für 
Wanderarbeitnehmer ein angemessenes 
Gesundheitsschutzniveau zu 
gewährleisten. Ähnliche Schritte 
unternahm auch Portugal: Selbständige 
und informelle Arbeitnehmer wurden in 
das Sozialversicherungssystem integriert, 
um gegen ihre prekären 
Arbeitsbedingungen anzugehen. In 
Frankreich wurde die Anspruchsdauer für 
Saisonkräfte und Gelegenheitsarbeiter in 
den Bereichen Kunst und Unterhaltung für 
den Bezug von Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit verlängert, während in 
Spanien Zeitarbeitnehmern (die nicht 
durch eine 
Einkommensersatzversicherung 
abgesichert sind) ein außerordentlicher 
Zuschuss wegen Arbeitslosigkeit bewilligt 
wurde. 
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£ Die geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede haben sich in 
den letzten 10 Jahren verringert, wenn 
auch langsamer als zu Beginn der 
Erholung von der Wirtschaftskrise 2013. 
Trotz eines tendenziellen Abbaus des 
Gefälles sind die Unterschiede bei der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen und 
Männern in den meisten Mitgliedstaaten 
nach wie vor erheblich, ebenso die 
geschlechtsspezifischen Unterschiede bei 
der Qualität und den verschiedenen 
Formen der Beschäftigung, was auch für 
Entgeltunterschiede gilt. 
Geschlechtsspezifische Unterschiede bei 
der Beschäftigung führten Jahr für Jahr zu 
erheblichen und unmittelbaren 
wirtschaftlichen Verlusten in den 
Mitgliedstaaten. Bei einer Offenlegung der 
monetären Kosten der Unterbeschäftigung 
von Frauen, die von Eurofound für 2018 auf 
320 Mrd. EUR für die EU insgesamt 
geschätzt wurden, wird deutlich, wie 
wichtig die Ausarbeitung politischer 
Maßnahmen zur Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen ist. Europa 
kann sein volles Potenzial nur entfalten, 
wenn es alle brachliegenden Ressourcen in 
der Gesellschaft erschließt, sich dem 
Übergang zu einer grünen und digitalen 
Wirtschaft stellt und die demografischen 
Herausforderungen der Zukunft bewältigt. 

£ Die COVID-19-Krise bringt ein erhebliches 
Risiko mit sich, dass die in mehreren 
Jahrzehnten erkämpften Errungenschaften 
für die Gleichstellung der Geschlechter 
wieder zunichte gemacht werden, vor 
allem, wenn die Tätigkeit in weiblich 
dominierten Branchen weiter erschwert 
wird. Es ist von allergrößter Bedeutung, 
dass Regierungen und Interessenträger 
ermessen, welche gleichstellungsrelevanten 
Auswirkungen die Pandemie hat, da die 
Risiken, dass sich Frauen vom 
Arbeitsmarkt zurückziehen und 
Entwicklungen eintreten, die 
Geschlechterstereotypen noch verstärken, 
greifbar sind und Anlass zur Sorge geben. 
Auf kurze Sicht sollte ein besonderes 
Augenmerk auf Maßnahmen gelegt 
werden, die die Zusatzbelastung 
berufstätiger Eltern in Verbindung mit der 
Kinderbetreuung verringern, falls es erneut 
zu Lockdowns kommt, und zwar entweder 
in Form von direkter Unterstützung, die 
ihnen angeboten wird (beispielsweise 
durch Gewährung von Zeit für 
Betreuungsaktivitäten, ergänzt durch 
zusätzliche bezahlte Freistellungstage), 
oder indem sie das Recht erhalten, ihre 
Arbeitszeit flexibel zu gestalten. 

Empfehlungen für die Politik



£ Auf lange Sicht müssen die Mitgliedstaaten 
die Geschlechterdimension bei der 
Gestaltung von politischen Maßnahmen 
und Rettungspaketen stärken, 
beispielsweise, indem sie sie bei der 
Haushaltsplanung und bei Steuerungs-
prozessen der EU (an Gleichstellungsfragen 
orientierte Haushaltsgestaltung) 
durchgängig einbeziehen, und über 
geschlechterdifferenzierte 
Folgenabschätzungen. Investitionen in 
soziale Infrastruktur, vor allem 
Betreuungsmöglichkeiten für Kinder im 
Vorschulalter und für ältere Menschen, sind 
von entscheidender Bedeutung. Zugleich 
könnten die Regierungen Maßnahmen 
ergreifen, die Frauen Anreize für die 
Rückkehr auf den Arbeitsmarkt bieten, 
etwa gezielte Steuererleichterungen, 
bezuschusste Kinderbetreuung und 
Elternurlaub. Für eine bessere 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 
könnten Arbeitgeber unterstützt werden, 
damit sie auch weiterhin flexible 
Arbeitsbedingungen anbieten können. 
Tiefgreifende Veränderungen könnten auch 
in der Pflegewirtschaft umgesetzt werden, 
und zwar über eine bessere Vergütung in 
den bezahlten Pflegebereichen und eine 
ausgewogenere Aufteilung unbezahlter 

Pflegeaufgaben. Mit all diesen Maßnahmen 
könnten die unverhältnismäßigen 
Auswirkungen wirtschaftlicher 
Erschütterungen auf Frauen abgefedert 
und verhindert werden, dass die bislang 
erzielten Erfolge im Hinblick auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
aufs Spiel gesetzt werden. 

£ Was den künftigen Verlauf der Pandemie 
und die Konjunkturaussichten anbetrifft, 
bieten zahlreiche internationale 
Organisationen anhand von 
modellbasierten Prognosen eine gewisse 
Orientierung auf diesem unerforschten 
Gebiet (Europäische Kommission, 2020a; 
IAO, 2020; IWF, 2020; OECD, 2020; 
Weltbank, 2020). Diesen Analysen zufolge 
wird ein zweiter weltweiter Ausbruch, der 
noch schärfere Eindämmungsmaßnahmen 
erfordern wird, gravierende langfristige 
Folgen für das Wirtschaftswachstum haben. 
Ganze Wellen von Firmeninsolvenzen, 
Arbeitsplatzverlusten und die Erschöpfung 
von Ersparnissen dürften ernste Risiken 
von Armut und Verelendung mit sich 
bringen, und das aufgrund der lange 
andauernden und höheren 
Arbeitslosenquoten vor allem für Frauen 
und ältere Menschen. 
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Der Abbau geschlechtsspezifischer 
Diskrepanzen auf dem Arbeitsmarkt durch 
die Verwirklichung der gleichberechtigten 
Erwerbsbeteiligung von Frauen gehört zu 
den wichtigsten Zielen der neuen Strategie 
für die Gleichstellung der Geschlechter 
2020-2025. Doch trotz deutlicher Fortschritte 
beim Abbau der geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsunterschiede ist 
diesbezüglich in den letzten Jahren ein 
Stillstand eingetreten. Darüber hinaus ist 
Segregation in der Beschäftigung über alle 
Branchen und Berufe hinweg noch immer 
allgegenwärtig. 
Vor diesem Hintergrund wird in diesem 
Kurzbericht die Entwicklung der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen in den 
letzten zehn Jahren untersucht und 
aufgezeigt, dass das anhaltende 
geschlechtsspezifische Gefälle bei der 
Beschäftigung Europa 2018 mehr als          
320 Mrd. EUR gekostet hat, dies entspricht 
2,4 % des BIP der EU. In der Analyse werden 
aber auch die unverhältnismäßigen 
Auswirkungen der derzeitigen COVID-19-
Krise auf berufstätige Frauen untersucht, 
einschließlich der Gefahr eines Rückzugs 
vom Arbeitsmarkt und der unbeabsichtigten 
Folgen von Eindämmungsmaßnahmen. Die 
Analyse schließt mit einem Überblick über 
die politischen Reaktionen auf die 
Pandemie, mit denen die Beschäftigung von 
Frauen kurzfristig gefördert wurde, und mit 
Vorschlägen dazu, wie die Politik auf lange 
Sicht reagieren sollte, um zu vermeiden, 
dass die in mehreren Jahrzehnten 
errungenen Erfolge für die Gleichstellung 
der Geschlechter zunichte gemacht werden. 
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